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ZEITGESPRÄCH

Welche Technologiepolitik 
braucht der 

Standort Deutschland?
In der gegenwärtigen Diskussion um den Standort Deutschland wird ein Defizit im Forschungs

und Technologiebereich beklagt. Wie könnte eine künftige Technologiepolitik aussehen? 
Besteht überhaupt ein Bedarf an einer staatlichen Technologiepolitik?

Frieder Meyer-Krahmer

Elemente einer künftigen Technologiepolitik

Die Bedeutung von Forschung 
und Technologie für die Position 

der deutschen Wirtschaft im inter
nationalen Wettbewerb und für den 
öffentlichen und privaten Wohlstand 
dieses Landes ist -  neben Human
kapital, Ausbildungssystem und 
einer guten Infrastruktur -  unbestrit
ten. Dies wird von der gegenwärtigen 
Standortdiskussion eindrucksvoll 
bestätigt. Bedingt durch die Rezes
sion und die deutsche Vereinigung 
investieren Wirtschaft und Staat 
allerdings zu wenig in Forschung, 
Technologie und Innovation.

Die Forschungs- und Entwick- 
lungs(FuE)-Aufwendungen der Wirt
schaft wachsen seit 1989 jährlich nur 
noch halb so stark wie in den 80er 
Jahren (1981-1989:7,1%, 1989-1991: 
3,4%). Das FuE-Personal inder Wirt
schaft hat in den letzten Jahren 
sogar abgenommen. Die Pro-Kopf- 
Aufwendungen des Bundesministe
riums für Forschung und Technologie 
betrugen 126 DM 1989 (alte Bundes
republik) und 117 DM 1993 (Gesamt
deutschland), was einem realen 
Rückgang von 15% bis 20% ent
spricht. In bezug auf den Anteil der 
gesamten Forschungs- und Entwick
lungsaufwendungen in der Volkswirt

schaft am Sozialprodukt ist die Bun
desrepublik von einer Spitzenstellung 
innerhalb der OECD-Staaten kräftig 
abgesunken (1989: 2,88%; 1991: 
2,66%). Auch wenn die begrüßens
werte Intemationalisierung von FuE 
deutscher Unternehmen sich in diesen 
Zahlen nicht widerspiegelt, so läßt sich 
vermuten: Hält diese Entwicklung mit
telfristig an, so wird die abbröckelnde 
technologische Wettbewerbsposition 
der Bundesrepublik Deutschland sich 
weiter verschlechtern.

1991 entfiel knapp die Hälfte der 
deutschen Exporte an verarbeiteten 
Industriewaren auf FuE-intensive 
Waren; der Anteil ist damit im Ver
gleich zu den Vorjahren zurückgefal
len. Dieser Einbruch ist fast aus
schließlich auf den Wegfall der Ost
märkte für liefernde Unternehmen 
aus den neuen Bundesländern zu
rückzuführen, ohne daß wegen der 
noch bestehenden Wettbewerbs
nachteile gegenüber westlichen 
Konkurrenten neue Märkte als Aus
gleich gewonnen werden konnten. 
Die Angebotsstruktur der deutschen 
Volkswirtschaft schließlich hat sich 
über die 80er Jahre deutlich verscho
ben. Insbesondere in den Bereichen, 
in denen die Mikroelektronik eine

starke Rolle spielt, zeigt sich, daß die 
deutsche Wirtschaft deutliche Ein
bußen hinnehmen mußte.

Wirtschaft und Staat treten gegen
wärtig (berechtigterweise) kräftig auf 
die Kostenbremse. Aber auch Spa
ren muß strategisch ausgerichtet 
sein, wenn es der Sicherung und 
Eröffnung von Zukunftschancen 
dienen soll.

Neben Wissenschaft, Industrie 
und gesellschaftlichen Gruppen war 
der dominante Akteur deutscher 
Technologiepolitik lange Zeit das 
Bundesministerium für Forschung 
und Technologie. Durch die zuneh
mende Aufwertung der Regionen 
und die Internationalisierung im 
Europäischen Binnenmarkt ist die 
Zahl der politischen Akteure deutlich 
gewachsen. Wenn der Bundesstaat 
nur mehr ein Akteur der Technikent
wicklung und -gestaltung ist, fallen 
ihm neue Rollen zu: Organisation 
des Dialogs zur Auslotung von Hand
lungsspielräumen und strategischen 
Zielen, Schnittstellenmanagement 
zwischen verschiedenen Politikbe
reichen sowie die Setzung langfristig 
stabiler Signale für Wissenschaft 
und Wirtschaft.
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Die Innovationsökonomie sieht 
die Aufgaben der Technologiepolitik 
in der Bereitstellung von For
schungsinfrastruktur, der Nutzbar
machung von externen Effekten 
(einschließlich derjenigen von Netz
werken und Spillover), der Unterstüt
zung von Anpassungsprozessen zur 
Optimierung von Forschung, Ent
wicklung, Innovation und Diffusion 
sowie der Integration verschiedener 
i nnovationsbeei nfI ussender Pol iti k- 
bereiche1.

Die Technologiepolitik, die der 
Standort Deutschland benötigt, hat 
einerseits kurzfristigen Anforderun
gen zu genügen. Hierzu gehören un
ter anderem:

□  Innovationsfreundliche Rahmen
bedingungen (z.B. Risikokapital
markt),

□  Verbesserung der innovations- 
unterstützenden Infrastruktur und 
des für Innovationen wichtigen Um
felds,

□  Unterstützung industrieller Inno
vationen in den neuen Bundeslän
dern, die weit über FuE hinaus bis 
zur Produktreife und Markterschlie
ßung reicht (Förderung von Innovati- 
ons- anstelle von Industriekernen). 
Eine solche zeitlich befristete und 
gegebenenfalls degressiv angelegte 
-ordnungspolitisch strittige -  Unter
stützung des Anpassungsprozesses 
dürfte in den nächsten fünf bis zehn 
Jahren unvermeidlich sein, wenn 
eine strukturelle Abkopplung dieses 
Teils Deutschlands für Jahrzehnte 
vermieden werden soll.

Wegen der gegenwärtigen Kurz
atmigkeit der Politik möchte ich je
doch die notwendige Mittel- und

1 F. M e y e r - K r a h m e r : Innovationsöko
nomie und Technologiepolitik. Forschungs
ansätze und politische Konsequenzen, Schrif
tenreihe des Fraunhofer-Instituts für System
technik und Innovationsforschung (ISI) 1, 
Physica, Heidelberg 1993.

2 Vgl. K. S e i t z :  Für eine Hochtechno
logiepolitik der Bundesregierung, in: WIRT
SCHAFTSDIENST, 72. Jg. (1992), H. 5, 
S. 231 ff.

560

Langfristorientierung der Technolo
giepolitik unterstreichen und darauf 
im folgenden eingehen.

Vor rund einem Jahr hat an dieser 
Stelle Konrad Seitz2 für eine Hoch
technologiepolitik plädiert und diese 
mit der Bedeutung steigender Ska
lenerträge (economies of scale), Ver
bundeffekte (economies of scope), 
veränderter Kostenstrukturen von 
Forschung und Entwicklung sowie 
von Lernkurven und technischen 
Standards im internationalen Tech
nologiewettlauf begründet. Deutsch
land gerät nach seiner Auffassung 
zwischen die Mühlsteine der Nie
driglohnländer einerseits und der 
Hochtechnologieländer Japan und 
USA andererseits. Der untere Mühl
stein droht, Schicht für Schicht unse
rer klassischen Produktionen weg
zureiben, der obere Mühlstein redu
ziert unsere Hochtechnologie-Indu
strien. Er schlägt deshalb eine Auf- 
holstrategie in den „neuen“ Techno
logien und Industrien vor und warnt 
vor einem Festhalten an den soge
nannten „alten“ Industrien (Maschi
nenbau, Fahrzeugindustrie, Elektro
technik, Chemie).

Die Autoren
unseres
Zeitgesprächs:

Privatdozent Dr. Frieder 
Meyer-Krahmer, 43, ist Leiter 
des Fraunhofer-Instituts für 
Systemtechnik und Innova
tionsforschung in Karlsruhe.

Prof. Dr. Erich Staudt, 52, ist 
Inhaber des Lehrstuhls für 
Arbeitsökonomie ander Ruhr- 
Universität Bochum.

Dietmar Keller, 38, und Chri
stoph Kreienbaum, 31, sind 
wissenschaftliche Mitarbeiter 
am HWWA-Institut für Wirt- 
schaftsforschung-Hamburg.

Ich halte dies für kein sinnvolles 
Konzept, da es wenig Rücksicht auf 
die bisherigen Stärken Deutsch
lands nimmt. Die internationale 
Wettbewerbsstärke Deutschlands 
beruht auf dem, was M. Porter3 in 
seinem Standardwerk über „natio
nale Wettbewerbsvorteile“ Cluster- 
Bildung genannt hat. Deutschland 
besitzt zwei solcher Cluster: Ein gro
ßes miteinander verflochtenes sek- 
toral-technisches Cluster, das sich 
um den Maschinen- und Fahrzeug
bau bildet, und zweitens die Chemie 
sowie Pharmazeutik. Die Analysen 
von NIW und ISI zur Export- und Pa
tentspezialisierung bestätigen dies4.

Weder das alleinige Setzen auf 
bisherige Stärken -  Leitlinie der 80er 
Jahre -  noch das für die 90er Jahre 
von Seitz favorisierte Setzen auf 
neue Techniken sind wegen ihrer An
gebotslastigkeit adäquate Antworten 
auf die künftigen wirtschaftlichen und 
technologischen Herausforderun
gen. Sinnvoller ist die systemhafte 
Nutzung folgender Möglichkeiten:

□  Die klassische, meines Erach
tens immer noch richtungsweisende 
Außenhandelstheorie und wettbe
werbsstrategische Überlegungen le
gen nahe, angesichts des Zusam
menwachsens verschiedener Tech
nikgebiete bevorzugt auf diejenigen 
Felder zu setzen, wo sich deutsche 
Stärken mit neuen wichtigen Zu
kunftstechnologien überlagern (im 
Verkehr, in der Umwelttechnik; im 
Grenzgebiet von Chemie und Infor
mationstechnik, die zunehmend zu
sammenwachsen). Hinzu kommt, 
daß eine besondere Stärke der deut
schen Wirtschaft in der Anwendung 
neuer Techniken besteht (z.B. Ma
schinenbau und Verkehrssektor).

3 M. E. P o r t e r :  The Competitive Ad
vantage of Nations, Macmillan Press, London 
1990.

4 H. L e g i e r ,  H. G r u p p  u.a.: Innova
tionspotential und Hochtechnologie -Techno
logische Position Deutschlands im internatio
nalen Wettbewerb, Physica, Heidelberg 1992.
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□  Die Innovationsforschung zeigt, 
daß der Erfolg von Innovation in 
hohem Maße von ihrer engen Ver
bindung mit einer dynamischen 
Nachfrage abhängt5. Neue Leitbilder 
wie Kreislaufwirtschaft, die zuneh
mende Internalisierung externer 
Kosten und das in Europa im Ver
gleich zu den USA und Japan stär
kere Sicherheitsbewußtsein lassen 
neue Märkte entstehen (Umwelt, Ge
sundheit, private Haushalte, neue 
Anwendungen der Meß-, Steuer- und 
Regeltechnik), die es offensiv zu öff
nen und zu nutzen gilt6. Ein Mißerfolg 
vieler privater und öffentlicher For
schungsvorhaben liegt darin begrün
det, daß einer frühzeitigen Öffnung 
neuer Märkte nicht genügend 
Beachtung geschenkt wurde.

□  Neue Innovations- und Unterneh
mensstrategien erfordern schließ
lich ein Umdenken im traditionellen 
Selbstverständnis gerade auch un
serer bisher wettbewerbsstarken In
dustriezweige. Drei Beispiele mögen 
dies verdeutlichen: Der Maschinen
bau wird wegen der technischen 
Entwicklung (z.B. Nanotechnologie) 
möglicherweise in zehn bis 15 Jah
ren zu großen Teilen ein Mikro- 
Maschinenbau sein, der eine völlig 
andere Struktur aufweisen wird. Für 
den Automobilbau bietet sich ein 
neues Selbstverständnis an, mit dem 
sich die Branche als „Mobilitätsindu
strie“ definiert und ihren Geschäfts
zweck darin sieht, Instrumente und 
Systemlösungen zur Deckung des 
Mobilitätsbedarfs anzubieten -  mit 
oder ohne Auto ist dann keine Frage 
des Überlebens, sondern der Zweck-

5 B. A. L u n d v a l l  (Hrsg.): National 
Systems of Innovation: An Analytical Frame
work, Frances Pinter, London 1992; 
R. N e l s o n  (Hrsg.): National Innovation 
Systems: A Comparative Study (im Erschei
nen); G. Lay (Hrsg.): Perspektivwechsel 
in der Planung von Forschungs- und Entwick
lungszielen, FhG-ISI, Karlsruhe 1993.

6 E. J o c h e m ,  M.  Sc hö n  u.a.: 
Makroökonomische Wirkungen von Maßnah
men zur Luftreinhaltung und zum Klima
schutz, Abschlußbericht für die Deutsche For
schungsgemeinschaft, Karlsruhe 1992.

mäßigkeit. Die zu erwartende stär
kere Berücksichtigung des gesamten 
Lebenszyklus von Produkten wird 
dazu führen, daß der Schwerpunkt 
der Aufmerksamkeit vieler Unterneh
men quer durch alle Branchen sich 
von einer effizienten Produktion auf 
die Optimierung der Nutzung von 
Produkten verschieben wird.

Technologie am Beginn 
des 21. Jahrhunderts

Wirtschaftliche Chancen ergeben 
sich auch aus den neuen, in der Ent
stehung befindlichen Techniken. In 
den letzten Jahren sind zahlreiche 
Studien zur Einschätzung sogenann
ter „kritischer Technologiebereiche“ 
in führenden Industrieländern, insbe
sondere USA und Japan, entstan
den. Ziel dieser Bemühungen war, 
Forschungsaktivitäten und -ressour- 
cen auf diejenigen Technologieberei
che zu konzentrieren, denen ein ent
scheidender Einfluß auf die künftige 
Problemlösungsfähigkeit der Volks
wirtschaften zugesprochen wird. 
Auch in der Bundesrepublik Deutsch
land sind solche Studien, darunter 
vom ISI7, durchgeführt worden.

Wesentliche Ergebnisse dieser 
Untersuchungen sind: Die Technolo
gie am Beginn des 21. Jahrhunderts 
ist nach herkömmlichen Gesichts
punkten nicht mehr aufteilbar. So ver
schieden die einzelnen Entwick
lungslinien auch sein mögen, sie wir
ken letztlich alle zusammen. Bei zu
nehmender Anwendungsnähe blei
ben wichtige Bereiche in den näch
sten zehn Jahren unverändert stark 
von der Grundlagenforschung domi
niert (Bioinformatik, Aufbau- und Ver
bindungstechnik in der Mikro
systemtechnik, Fertigungsverfahren 
für Hochleistungswerkstoffe, Oberflä
chenwerkstoffe und andere). Damit 
wird nicht nur der (klassische) Trans
fer von der Grundlagenforschung zur 
industriellen Forschung bedeutsa
mer, sondern auch der entgegenge
richtete Transfer von komplexen indu

striellen Problemstellungen in die 
Grundlagenforschung erhält eine 
neue Bedeutung8. Daneben werden 
die Multi- und Interdisziplinarität der 
Technikentwicklung und der Innovati
onsaufwand weiterhin zunehmen.

Diese Entwicklungen erfordern 
die Ausarbeitung von Langfristper
spektiven des technischen Wandels 
für den strategischen Dialog von 
Wirtschaft, Wissenschaft und Staat. 
Das Bundesforschungsministerium 
hat in der letzten Zeit Initiativen er
griffen, die eine wichtige Grundlage 
für einen solchen Dialog darstellen.

Chaostheorie, Synergetik und die 
evolutionäre Innovationsforschung 
weisen darauf hin, daß neue Techni
ken zunächst noch flexibel gestalt
bar sind, während im Laufe ihrer Ent
wicklung diese Offenheit verloren
geht und in „technologlcal trajecto- 
rles“ (bestimmte Techniklinien) 
mündet. Alternative Optionen zu er
proben lohnt deshalb besonders in 
der Frühphase des Technikeinsat
zes, da der Handlungsspielraum von 
Wirtschaft und Staat dann am größ
ten ist. Forschungseinrichtungen 
und -Schwerpunkte müssen daher in 
Zukunft flexiblere Strukturen aufwei
sen, um revisions- und anpassungs
fähig zu sein. Um Spielräume des 
Einsatzes neuer Techniken auszu
loten, wird ein anderer Politiktypus 
benötigt, die „experimentelle Tech
nologiepolitik“. Diese initiiert unter
schiedliche Optionen der Technik
anwendungen und testet sie syste
matisch: die ökonomischen, rechtli
chen und verhaltensbezogenen

7 H. G r u p p  (Hrsg.): Technologie am Be
ginn des 21. Jahrhunderts, Schriftenreihe des 
Fraunhofer-Instituts für Systemtechnik und In
novationsforschung (ISI) 3, Physica, Heidel
berg 1993; Bundesministerium für Forschung 
und Technologie (Hrsg.): Deutscher Delphi- 
Bericht zur Entwicklung von Wissenschaft 
und Technik, Bonn 1993 (Studie des Fraun
hofer-Instituts für Systemtechnik und Innova
tionsforschung (ISI) im Auftrag des BMFT).

8 H. G r u p p ,  U. S c h m o c h :  Wissen
schaftsbindung der Technik. Panorama der 
internationalen Entwicklung und sektorales 
Tableau für Deutschland, Physica, Heidelberg
1992.
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Rahmenbedingungen und ihre Aus
wirkungen werden mit einbezogen.

Es ist eine der vornehmlichsten 
Aufgaben des Staates, praktische 
Konsequenzen aus der Einsicht zu 
ziehen, daß der gegenwärtige Ent
wicklungspfad entwickelter Industrie
staaten hinsichtlich des Verbrauchs 
an Ressourcen, der Belastung des 
Klimas und des Wegbrechens der 
Beschäftigung langfristig nicht fort
gesetzt werden kann. Der staatlichen 
(Technologie-) Politik kommt die 
wichtige Rolle zu, das Einschwenken 
auf einen verträglicheren Pfad vorzu
bereiten, der auf Wissens- statt Res
sourcenverbrauch, Internalisierung 
externer Kosten, Kreislaufwirtschaft 
und anderes mehr beruht. Hierzu 
müssen visionäre Anwendungen 
neuer Techniken mit neuen For
schungsaufgaben verbunden wer
den, ohne die bestehenden Verant
wortlichkeiten der Akteure zu verwi
schen. Die staatliche Technologiepo
litik kann durch eine intelligente Mi
schung von klassischer Forschungs
förderung, Stimulierung der Nach
frage und systematischer Öffnung 
neuer Märkte, Setzung von Rahmen
bedingungen und langfristig stabilen 
Signalen für Wissenschaft und Wirt
schaft einen wichtigen Beitrag 
leisten.

Die zunehmende Anzahl von 
staatlichen und halbstaatlichen 
Akteuren hat dem Bundesstaat oh
nehin neue Rollen zugewiesen, die 
als Grundelemente eines solchen 
Umschwenkens genutzt werden kön
nen. Das Beispiel „Mechatronics“ 
zeigt, wie wichtig es ist, daß Visionen 
frühzeitig angedacht und bewertet 
werden sowie motivierende und un
terschiedliche Strategien bündelnde 
Wirkungen entfalten. Dieses frühe 
Einschwenken kann Deutschland 
und Europa auch eine Stärkung der 
Wettbewerbsfähigkeit und durch das 
Öffnen neuer Märkte einen Beitrag 
zur Beschäftigung bringen. Die her
vorragende Stellung Deutschlands

z.B. in der Umweltschutztechnik oder 
das hohe Exportwachstum von Ener- 
giespar-Produkten sind ermutigende 
Beispiele.

Grenzüberschreitende
Technologiepolitik

Globales Denken hat in die deut
sche Technologiepolitik in einem er
heblichen Ausmaß Eingang gefun
den. Dies bezieht sich z.B. auf inter
nationale Standardisierung, Öffnung 
der europäischen Beschaffungs
märkte, die Einbeziehung ausländi
scher, z.B. japanischer Unterneh
men, in die nationale Technologieför
derung sowie die Unterstützung 
deutscher Unternehmen, um als 
internationale Partner in strategi
schen Allianzen „fit“ zu sein.

In den osteuropäischen Reform
ländern-wie auch in der Dritten Welt 
-  steht ein enormer Innovations
bedarf an. Die Befriedigung dieses 
Bedarfs betrifft entwickelte Industrie
länder wie die Bundesrepublik 
Deutschland in zweifacher Weise: 
Eine Beschleunigung des Transfor
mationsprozesses ergibt eine grö
ßere Nachfrage nach deutschen 
Exportprodukten. Umweltrelevante 
Maßnahmen z.B. eröffnen die Mög
lichkeit, mit einem gleichen Aufwand 
wesentlich höhere Wirkungsgrade zu 
erreichen. Beispiele hierfür sind die 
Nachrüstung der Kernkraftwerke mit 
westlicher Sicherheitstechnik in Ruß
land, Investitionen in den Gewässer
schutz (Sanierung der Ostsee) sowie 
die Verringerung der global wirken
den C02-Emissionen. Völlig neue 
Formen einer „grenzüberschreiten
den“ Technologiepolitik werden be
nötigt, die Innovationen in anderen 
Ländern mitinitiiert und unterstützt. 
So war es z.B. seinerzeit billiger, Elb- 
verschmutzern in der DDR zinsgün
stige Kredite zu gewähren, als teure 
Kläranlagen am unteren Flußlauf zu 
bauen. Globales Denken ist also 
noch mehr als bisher gefragt.

Die Forschungs- und Technolo

giepolitik weist vielfältige Schnitt
stellen zu anderen Politikbereichen 
auf, insbesondere zur Bildungspoli
tik (Aus-, Fort-, Weiterbildung), zur 
Wirtschaftspolitik (Strukturwandel, 
Anpassungsverhalten der Unterneh
men), zur Rechts- und Innenpolitik, 
Umwelt- und Verkehrspolitik und an
deres mehr. Diese Politikbereiche 
führen nicht nur eine eigene Ressort
forschung durch, sondern bestim
men auch Randbedingungen von 
Forschung und Innovation entweder 
auf der Angebotsseite (wie vorhan
dene Infrastruktur, qualifiziertes Per
sonal) oder auf der Nachfrageseite 
(wie Straßenbau, Arbeitsschutz
oder Umweltregularien). Da die ge
genwärtigen Probleme Deutsch
lands in Forschung und Innovation 
liegen, ist eine „systemare Technolo- 
gie-lnnovationspolitik“ erforderlich, 
die als Querschnittsfunktion nicht 
nur die Forschung koordiniert, son
dern die gesamte Palette der Rah
menbedingungen beachtet, die das 
Angebot und die Nachfrage nach 
Innovationen bestimmen. Hierzu ge
hören z.B. die steuerlichen Rahmen
bedingungen für Risikokapitalbil
dung, der Abbau von Erhaltungssub
ventionen, ergebnis- und nicht tech- 
nik-festschreibende Regulierungen 
und Genehmigungsverfahren, eine 
aktive Wettbewerbspolitik, eine 
Anpassung des öffentlichen Dienst
rechts zur Erhöhung der Flexibilität 
institutionell geförderter Forschungs
einrichtungen sowie die öffentliche 
Nachfrage nach Innovationen.

Die Theorie des Staatsversagens 
weist zu Recht darauf hin, daß die 
Fähigkeit des Staates, den techni
schen Wandel zu beeinflussen, aus 
einer ganzen Reihe von Gründen 
nicht überschätzt werden sollte. Die 
Zukunft des Forschungs- und Tech
nologiestandortes Deutschland wird 
auch entscheidend davon abhängen, 
ob alle wichtigen Akteure des In
novationssystems -  Unternehmen, 
Wissenschaft und Staat -  die wirt
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schaftlichen, technischen und gesell
schaftlichen Herausforderungen an
nehmen und zu grundlegenden Kon
sequenzen bereit sind.

Für die Wirtschaft als dem wichtig
sten Akteur im Innovationssystem 
(rund zwei Drittel der FuE wird in den 
Unternehmen durchgeführt) stellen 
sich unter anderem folgende Anpas
sungserfordernisse: die Reduzierung 
von hausgemachten Defiziten wie 
Over-Engineering, mangelnde An
kopplung von FuE am Markt, zu ho
her Technikkonzentration und die Op
timierung von Technikeinsatz, Orga
nisation und Qualifikation, d.h. pri
mär die Beseitigung von Umset
zungsproblemen. Die Geschichte 
des Telefax, erfunden von der Tochter 
eines großen deutschen Elektronik

konzerns und von den Japanern 
höchst erfolgreich zu einem robusten, 
kundenfreundlichen und kostengün
stigen Bürogerät weiterentwickelt, 
bietet Anschauungsmaterial genug, 
wie Innovationen anzupacken sind, 
um sie zu einem Erfolg zu führen.

Wissenschaft und Forschung 
müssen beweisen, daß sich die Inve
stitionen in sie lohnen. Das For
schungssystem ist in Deutschland 
hoch differenziert und dezentral. Ich 
halte dies für einen Vorteil, den man 
nicht durch großflächige Schwer
punktsetzung zunichte machen 
sollte. Allerdings muß ein solches 
System hochvernetzt sein und eine 
ausreichende Flexibilität und Dyna
mik zeigen. Dies ist gegenwärtig 
nicht der Fall. Wie erwähnt ist eine

moderne Forschungsinfrastruktur 
am Beginn des 21. Jahrhunderts 
durch Trans- bzw. Interdisziplinarität, 
eine enge Verbindung von Grund
lagen- und industrieller Forschung, 
Internationalität und durch einen 
starken Einfluß der Anwendungen 
und Nachfrage charakterisiert.

Die Kassen des Bundes und der 
Länder sind für die nächsten Jahre 
für neue kostenträchtige Initiativen in 
Forschung und Technologie voraus
sichtlich leer. Wenn über die Mobili
sierung von privatem Kapital für Ver
kehrsinfrastruktur nachgedacht wird, 
warum nicht auch über ähnliches für 
die Forschungsinfrastruktur? Inno
vative und weitsichtige Konzepte 
sind deshalb von allen Akteuren des 
Innovationssystems gefordert.

Erich Staudt

Innovation im Konsens ist Nonsens!

W ir sind wieder soweit wie zu 
Beginn der 80er Jahre. Da

mals ging das böse Wort von der 
„Eurosklerose“ um, heute ist es der 
Vorwurf der Innovationsunfähigkeit 
in der „Standort Deutschland“-Dis- 
kussion. Die naiv-technokratischen 
Reaktionsmuster der Industrie- und 
Strukturpolitiker lösten damals noch 
kritisches Nachdenken und Reflek- 
tionen über Innovationsförderung 
und Technologietransfer aus1. Doch 
dann folgten die Jahre des Schulter
klopfens. Die anspringende Konjunk
tur befreite in den 80er Jahren vom 
Veränderungsdruck. Die F&E-Aus- 
gaben der Wirtschaft und das Pre
stige der F&E-Manager stiegen. 
Doch die Effektivität wurde genauso 
schlecht kontrolliert wie bei den öf
fentlichen F&E-Ausgaben. Die man
gelhafte Evaluation erlaubte die Bin
dung von Ressourcen in Technolo
giefeldern von gestern und vorge
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stern. Ineffizienz, abgebrochene 
Projekte, nicht transferierbare Er
gebnisse und frustriertes F&E-Per- 
sonal waren die Folge2.

Der Strukturwandel wurde durch 
die auflebende Konjunktur vertagt 
und durch die Sonderkonjunktur auf
grund der Wiedervereinigung ver
schoben. Erst jetzt tritt deshalb die 
Strukturkrise wieder verschärft um 
Probleme der Umverlagerung von 
Wertschöpfungsanteilen nach Osten 
ins Bewußtsein. Und wie zu Beginn 
der 80er Jahre setzt auch wieder der 
Gesang der Kellerkinder ein. Ver
ängstigt durch die dunkle Krise 
nimmt man sich in „Strategiekrei
sen“ an die Hand und läßt laut den

1 Vgl. E. S t a u d t  (Hrsg.): Innovations
förderung und Technologietransfer, Berlin 
1980.

2 Vgl. E. S t a u d t :  Die innerbetriebliche 
Förderung von Innovation, in: Personal, 
41. Jg. (1989), S.364-369.

Ruf nach staatlicher Ordnung im 
strukturellen Umbruch erschallen. 
Was der Staat nicht bewirkte und 
viele Betriebe nicht schafften: Die 
Erneuerung wird zur gemeinsamen 
Aufgabe erklärt. Die Deutschland- 
GmbH versucht jetzt „Innovation im 
Konsens“ nach einem fehlinterpre
tieren MITI-Muster: Und selbst plan
wirtschaftliche Versatzstücke, wie 
die Bemühungen der alten DDR um 
„Weltniveau“ in der Forschung und 
Entwicklung, scheinen durch.

Keine neuen Argumente also, 
aber doch zahlreiche neue Diskutan
ten. Sie reichen von Vertretern des 
Auswärtigen Amts über die soge
nannte „High-Tech-Lobby“ bis hin zu 
Firmen und Verbandsvertretern, de
ren Zahl mit der Menge der krisen
geschüttelten Unternehmen wächst. 
Geändert hat sich lediglich die Posi
tion des Kritikers, der vor zehn Jah
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ren noch Unterstützung seitens des 
größeren Teils der (damals noch er
folgreichen und klardenkenden) 
Wirtschafts- und Verbandsvertreter 
hatte. Er wird heute in die Ecke ge
stellt. „Ordnungspolitik“ wird in die
sen Kreisen zum Schimpfwort, damit 
diskriminiert man alle Bedenken ge
gen die Effektivität dieser Aktionen.

Technologiepolitik wird zu einer 
verführerischen Art von Politik, weil 
man -  so vermute ich -  mit der An
kündigung langfristiger Erfolge einer 
kurzfristigen Erfolgskontrolle (am 
nächsten Wahltermin) aus dem Weg 
gehen kann. Technologiepolitik ist 
aber eine gefährliche Art von Politik, 
weil sie zur Eskalation von Protektio
nismus und Subvention verleitet und 
weil die Wirkungszusammenhänge 
technologische Aufrüstung und wirt
schaftlicher Erfolg oder Arbeitsplatz
schaffung und -Sicherung ungeprüft 
und unreflektiert als Glaubenssatz 
von den Akteuren der Szene einge
bracht werden.

Technologiepolitischer
Aktivismus

Während Wirkungszusammen
hänge und konkrete Erfolgsnach
weise von Technologiepolitik weitge
hend im dunkeln liegen3, ist die Be
gründung jenes technologiepoliti
schen Aktivismus relativ transparent.

An erster Stelle stehen Wachs
tumsschwächen quantitativer und 
qualitativer Art. Der Verlust von 
Wertschöpfungsanteilen an Entwick- 
lungs- und Schwellenländer und in 
der Zukunft auch noch an Osteuropa 
soll durch Modernisierung aufgefan
gen und durch Anwerbung wachs
tumsträchtiger Betriebe kompensiert 
werden. Aus der regionalorientierten

3 Inzwischen kann der Verdacht, daß „die 
heute so oft vermißte eigenverantwortliche In
novationstätigkeit in der Wirtschaft die Ant
wort auf eine technokratische Bevormundung 
durch Innovationsförderung und Technologie
transfer ist“ (vgl. E. S t a u d t :  Der techno
logiepolitische Aktivismus in der Bundesrepu
blik, in: WIRTSCHAFTSDIENST, 65. Jg. 
(1985), H. 9, S. 464-470), als empirisch belegt 
gelten.

Technologiepolitik wird dann leicht 
Strukturpolitik, weil -  mangels Phan
tasie -  mit dem Wunsch möglichst 
kurzfristiger Wirkungen eine Kon
zentration auf modische High-Tech- 
Gebiete, auf die als gerade beson
ders wachstumsträchtig geltenden 
Bereiche oder auf Versäumnisse der 
letzten Jahre erfolgt.

An zweiter Stelle erfolgt der offene 
oder verdeckte Vorwurf (je nach 
Ideologischer Herkunft) des Markt
versagens. Branchen oder Unter
nehmen, die den technologischen 
Anschluß verschlafen haben, und 
Manager mit kurzfristiger Cash- 
Orientierung sind beliebte Objekte 
dieser Kritik. Hinzu kommen „risiko
scheue Banken“ , und selbst erfolg
reiche Großunternehmen geraten 
unter Rechtfertigungszwang, werden 
z.B. als „Sparkassen mit H-Werk“ 
bezeichnet, obwohl sie doch minde
stens in ihren Bilanzen den Nach
weis erbringen, daß der nur zö
gernde Einstieg in neue Technikfel
der zu beträchtlichen einzelwirt
schaftlichen Erfolgen führt und daß 
es besser ist, Zurückhaltung zu 
üben, wenn technologiepolitische 
Aktivisten bereit sind, die vermeint
lich notleidenden Technikfelder zu 
subventionieren.

Hinzu kommt eine fast absurde 
Autarkiebestrebung. Sie artikuliert 
sich in einer demagogischen 
Sprachverwirrung. Ohne Legitima
tion gebrauchen die verschiedensten 
Vertreter das Wort „wir“ . „Wir“ ken
nen alle den Gebrauch jenes ominö
sen „wir“ aus den Gebieten der 
Landwirtschaft, Schwerindustrie, der 
sogenannten gesicherten Energie
versorgung u.ä. mehr und übertra
gen die gute Absicht jetzt auf Mikro
elektronik, Biotechnik, Fertigungs
verfahren, Lean-Management etc. In 
all diesen Gebieten führt dies letzt
lich zu subventionierten protektioni
stischen Maßnahmen. Und in der 
Folge werden dann die an den jewei
ligen Standorten aufgebauten Kapa
zitäten, wie z.B. in der Luft- und

Raumfahrt, aus Arbeitsplatzerhal
tungsgründen durch weitere Subven
tionen gesichert. Trotz der guten Ab
sicht, die hinter diesem besorgten 
„wir brauchen“ steckt, besteht die 
Gefahr, daß durch diese ominöse So
lidarisierung die jeweiligen Interes
sen verschleiert werden. Wenn „wir“ 
Mikroelektronik oder neue Ferti
gungstechniken brauchen und dann 
dem Forschungsminister auf die 
Schulter klopfen und ihn bewegen, 
über sogenannte Konsenskreise ent
sprechende Förderprogramme ein
zuleiten, bleibt unklar, ob das ein 
volkswirtschaftliches oder einzel
wirtschaftliches Anliegen ist. Das 
Gerede von der regionalen und inter
nationalen Arbeitsteilung wird dabei 
schnell verdrängt:
□  Liquide Unternehmen transpor
tieren auf diesem Weg ihr Interesse 
an Subvention, kompensieren ver
paßte Entwicklungen und greifen -  
wo immer es möglich ist -  in öffent
liche Kassen.
□  Der Politiker, der von der Produk
tion des 21. Jahrhunderts träumt, 
vernachlässigt in der Solidarisierung 
mit den in seine Runden eingebun
denen Großbetrieben den Rest sei
ner Wirtschaft.
□  Wenn er zum Verkäufer einzelner 
Unternehmen oder zum Akquisiteur für 
Subsidien aus Bundestöpfen für ein
zelne Branchen wird, verwischt sich 
die Grenze zwischen einzelwirtschaft
lichem Interesse und Gemeinwohl.

Das „wir“ klingt wie der Pluralis 
majestatis des merkantilistischen 
Absolutisten, der die Sicherung von 
Zukunftsmärkten und die Positionie
rung in vermeintlichen Schlüssel
technologiebereichen betreibt. Und 
wenn im Westen eine „volkseigene“ 
Mikroelektronikfertigung zur Siche
rung der Unabhängigkeit von der ja
panischen Arbeitsteilung propagiert 
wird, wo ist dann der Unterschied zu 
Honeckers Spätphase, als er eine 
autarke Mikroelektronikfertigung für 
den COMECON-Bereich aufbauen 
wollte und dabei letztlich die volks
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wirtschaftliche Substanz seiner 
F&E-Kapazitäten verheizte?

Als vierter Grund wäre dann noch 
der Bereich des Prestige zu nennen. 
Viele Politiker möchten über den 
Ausweis technologischer Sachkom- 
petenz politisches Image bilden. 
Auch wenn dies streckenweise sehr 
dilettantisch geschieht, bewahrt es 
nicht davor, prestigewirksame „Hof
staaten“ im Bereich modischer Tech
nologien aufzubauen und zu finan
zieren. Doch dabei bleibt jeweils of
fen, ob der ungeprüfte Zusammen
hang -  technologische Aufrüstung, 
wirtschaftlicher Erfolg und Arbeits
plätze -  zur Rechtfertigung dieses 
politischen Bemühens ausreicht und 
wie die mit Hilfe öffentlicher Subven
tionen produzierten „Kollektivgüter“ 
letztlich verteilt werden, d.h. welche 
Patent- und Lizenzverwertung sich 
daran anknüpft, wer davon profitiert 
etc. Die Rechtfertigungsversuche 
von Prestigeprojekten wie Mondlan
dung, Datenverarbeitungsprogram
men, Airbus u.ä. mehr nehmen dann 
mitunter komische Formen an, weil 
eben eine Teflonbratpfanne oder der 
versprochene Erfolg nach der über
nächsten Subventionsrunde wenig 
glaubwürdig sind. Bei internationaler 
bzw. interregionaler Arbeitsteilung 
kann man nicht in jeder Technik der 
Erste sein. Die naive „first“-Strategie 
ist zwar ehrenhaft und aufwendig, 
ihre Arbeitsplatzwirksamkeit aber 
umstritten. Intelligente „follower“ 
zeigten oft bessere Erfolge.

Als letzter Grund ruft die Behaup
tung, daß die sogenannten neuen 
Techniken aufgrund der zunehmen
den Komplexität und der für die Kom
plexitätsbewältigung erforderlichen 
Kosten einzelwirtschaftliche Mög
lichkeiten übersteigen, Technologie
politiker aller Ebenen an die Front. 
Sie bemühen sich dann um regio
nale, nationale und internationale 
Konzentration, finanzieren überbe
triebliche Programme und rufen 
letztlich doch nur ihre regionalen, na
tionalen und internationalen Konkur

renten auf den Plan, die dann nach 
dem beliebten Muster, weil Japan 
oder die USA das auch tun, in einen 
ruinösen Wettbewerb einsteigen.

Die Kausalität -  zunehmende 
Komplexität, daraus folgt Über
schreitung der einzelwirtschaftli
chen Finanzierungsgrenze -  kehrt 
sich unter diesen Umständen um. 
Wenn aufgrund des hektischen Inno
vationswettbewerbs relativ unreife 
Techniken zu früh aus den Labors 
gezerrt und in Innovation umgesetzt 
werden, dann erhöhen sich zwangs
läufig die Komplikationen und Ko
sten für solche Innovationen. Im Er
gebnis resultieren aus solchen Be
mühungen unabgestimmte Einzel
techniken, die ohne Anschlußtechni
ken (was dann in der Regel zusätzli
che Subventionen erfordert) kaum 
vermarktbar sind und in Schweine
zyklen Überkapazitäten erzeugen, 
wie man das in der letzten Zeit recht 
gut im Bereich der Halbleiterferti
gung, Kernenergie oder im PC-An- 
gebot beobachten konnte. Unter die
sen hektischen Umständen ist eine 
Stabilisierung der Produktionsver
hältnisse nicht mehr möglich, sind 
Forschungs- und Entwicklungsko
sten nicht mehr amortisierbar.

Risiken

Viele Betriebe haben parallel zu 
ihrem vergangenen Wachstum und 
zur Vermarktung ihrer eigenen Pro
duktionstechnik mit dem Ausbau ih
res Forschungs- und Entwicklungs
bereichs nicht Schritt gehalten. Die 
Foschungs- und Entwicklungsaus
gaben der Wirtschaft sind zwar ge
wachsen, aber dagegen steht:

□  daß große Teile der Forschungs
und Entwicklungsaufwendungen der 
Industrie als rein defensive For
schung und Entwicklung zur Erhal
tung alter Märkte und alter Produk
tionsprogramme eingesetzt werden 
(die Schätzungen gehen bis zu 50%);

□  daß viele Forschungskapazitäten 
in ihrer personellen und sachlichen

Ausstattung auf Alttechnologieberei
che ausgerichtet sind und in ihrer Or
ganisation erhebliche Effizienzmän
gel aufweisen, und 

□  daß sich viele Betriebe mit der 
Kompatibilität und Aufnahmefähig
keit bei neuen Techniken sehr 
schwer tun.

Wenn man dies berücksichtigt, 
dann ist die Entlastungsdiskussion 
im „Schwarzer-Peter-Spiel“ , dem 
Wissenschaftssystem gleichsam als 
Bringschuld fertige Innovationser
gebnisse abzuverlangen, doch eine 
recht schäbige Diskussion, die der 
Wissenschaft von Teilen der Indu
strie aufgezwungen wird4. Gleich
zeitig belegen Unternehmen und 
Branchen aber, daß ihr Forschungs
und Entwicklungsaufwand qualitativ 
nicht ausreicht, eben dadurch, daß 
sie bei der Begründung ihrer Sub
ventionsforderung und ihres Trans
ferverlangens auf den Vorsprung ih
rer Konkurrenten in Japan oder den 
USA, neuerdings auch Korea, hinwei- 
sen. Um diese Lücke zu schließen, 
entdeckt man die Hochschulen neu, 
die nach der Diskussion um die Bil
dungskatastrophe in gigantische 
Massenlehranstalten umgewandelt 
wurden. I n dem Nebel des Humboldt- 
schen Ideals der Einheit von For
schung und Lehre glaubt man nun, 
die Substanz dieses Hochschulsy
stems gleichzeitig für die Berufsaus
bildung (aus der sich die Wirtschaft 
durch Verminderung des Anteils 
dualer Ausbildung immer stärker zu
rückzieht) verzehren und für die 
kurzfristigen Forschungsbedarfe 
notleidender Branchen aussaugen 
zu können. Die Kuh wird also gleich
zeitig geschlachtet und gemolken. 
Hier Technologiehalden zu vermu
ten, wo neben Discountbesetzungen 
in der Ausbauphase, Sachmittelkür- 
zungen, Stellensperrungen und „Zer- 
waltung“ Forschung nur schwer auf

4 Vgl. E. S t a u d t :  Die Rolle der Wissen
schaft Im Innovationsgeschehen, in: de rs .  
(Hrsg.).: Das Management von Innovationen, 
Frankfurt 1986, S. 240-256.
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kommen kann, wo wissenschaftliche 
Nebentätigkeit diskriminiert wird und 
der drittmittelakquirierende Forscher 
für seine Aktivitäten bestraft wird, das 
signalisiert entweder Blauäugigkeit 
oder doch ein gerüttelt Maß an Ratlo
sigkeit bei Politikern und notleiden
den Unternehmern und Branchen.

Was in den 70er Jahren mißlang, 
die Ausrichtung der unter diesen 
Umständen noch möglichen For
schung auf gesellschaftliche Bedürf
nisse, das haben nun die „Macher“ 
oder die, die sich gerne als solche 
definieren, im Griff. Mit einer unheim
lichen Arroganz kaschieren diese 
Praktiker ihr Versagen zu Hause mit 
flottem Auftritt in jenen Konsenskrei
sen, wo sie den „Theoretikern“ sa
gen, was sie zu tun haben, und Admi
nistratoren dies dann in „Förderpoli
tik“ umsetzen. Anstatt sich dorthin zu 
bequemen, zu kooperieren, zu inve
stieren, zu imitieren oder auch um zu 
lernen, wo Technologien von morgen 
entstehen, funktionalisiert ein Teil von 
ihnen das Wissenschaftssystem zur 
Auffüllung der Versäumnisse von ge
stern und zur Schließung ihrer tech
nologischen Lücke von heute um.

Gefahren

Ein Teil der Politiker und notlei
dende Unternehmen -  den Eindruck 
wird man wirklich in vielen Diskus
sionen nicht mehr los -  bilden ge
meinsam eine Art Technologietrans
ferlobby, um die Aktivitäten von For
schungseinrichtungen auf die aktu
ellen Bedürfnisse unter Mißachtung 
des für eine Reifung von Technolo
gien erforderlichen zeitlichen Ab
standes zwischen Forschungsbe
mühung und Anwendung in dem 
heute vielgepriesenen Kurzschluß
transfer, zwischen Wissenschaftssy
stem und Praxis auszurichten. Dabei 
kommt es zu möglichen Fehlentwick
lungen in zwei Richtungen:

□  kurzfristiger Art, wenn Anwender 
mit technisch unreifen Ideen, die zu 
früh aus den Labors transferiert wer
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den und damit noch gar nicht kompa
tibel sein können, befaßt sind;

□  langfristiger Art, wenn die Arbeit 
von Forschungseinrichtungen an 
den kurzfristigen Erfordernissen der 
Praxis ausgerichtet wird: Denn wer 
betreibt dann eigentlich noch mittel- 
und langfristig wirksame Forschun
gen in Deutschland?

Wenn dann die Spitzenvertreter 
der Wissenschaftseinrichtungen 
glauben, sich prostituieren zu müs
sen, um verlorene Mittel und Stellen 
wiederzugewinnen, dann ist das un
ter den restriktiven Bedingungen, un
ter denen das Wissenschaftssystem 
in der Bundesrepublik leidet, ver
ständlich, aber doch sehr gefährlich. 
Wenn Grundlagenforschungsmittel 
offen und verdeckt umfunktionalisiert 
werden für angewandte Forschung, 
wenn der Grundlagenforschung ge
widmete Institute durch immer mehr 
Marktnähe und immer kurzfristigere 
Orientierung, weil nur diese Themen 
politisch interessant sind, um mehr 
Anerkennung und Forschungsmittel 
buhlen, wenn Überlastquoten in der 
Lehre Hochschullehrer kaum mehr 
zur Forschung kommen lassen, Ei
geninitiative bestraft und For
schungskapazität in Verwaltung ver
schlissen wird, dann ist eben mittel
fristig nichts zum Transferieren vor
handen, wird die Transferakrobatik 
zum absurden Theater.

Unterstellt man im Mittel eine Rei
fezeit zwischen Forschungsinitiative 
und konkreter Innovation von zehn 
bis 15 Jahren -  das ist ein realisti
sches Maß, nicht nur in der Bundes
republik, sondern auch nach ameri
kanischen Untersuchungen - , dann 
sind die heute sichtbar werdenden 
Lücken nicht das Resultat eines 
nicht vorhandenen oder nicht funk
tionierenden Technologietransfers, 
sondern das Ergebnis fehlender For
schungsaktivitäten, die in den 70er 
und 80er Jahren hätten eingeleitet 
werden müssen, und der Unfähigkeit 
vieler Betriebe, an anderem Ort auf

grund zunehmender internationaler 
Arbeitsteilung entstehendes Know- 
how zu adaptieren. Der Versuch, die 
restlichen mittel- und langfristig an
gelegten Reserven nun kurzfristig 
umzuprogrammieren und die Über- 
gangszone durch Technologietrans
fer zu instrumentalisieren, hat mit 
langfristig angelegter Forschungs-, 
Technologie- oder Industriepolitik 
wenig zu tun, hat eher die Charakte
ristik eines kurzatmigen Krisenma
nagements, lenkt vom eigenen Un
vermögen ab, ersetzt eigenes Enga
gement und Investment in For
schung und Entwicklung durch For
derungen an das Wissenschafts
system.

Die Übergangszone, die dann in 
sogenannten Technologieparks gip
felt -  neuerdings von Überlegungen 
zu einem zweiten Arbeitsmarkt in 
Form von Beschäftigungsgesell
schaften ergänzt-, wird unter negati
ven Umständen bestenfalls zum Na
turschutzgebiet für nicht-marktreife 
Techniken und zur Wärmehalle für 
Absolventen, die von der Wirtschaft 
nicht aufgenommen wurden.

Wer wirklich eine entwicklungs
offene Gesellschaft sichern will, 
braucht eine höhere Differenzierung 
in inhaltlicher und zeitlicher Hinsicht. 
Das spricht gegen eine dirigistische 
Vorsteuerung, wie sie die Kellerkin
der immer in Krisenzeiten anstre
ben, gegen eine reine Orientierung 
an der Praxis und ihren Problemen 
von heute. Für die Praxisnähe von 
übermorgen ist die sogenannte Pra
xisferne von heute eine notwendige 
Bedingung. Das widerspricht auch 
nicht einer Praxisrelevanz der Er
gebnisse, wenn der Übergang durch 
eine entsprechende räumliche, zeit
liche und personelle Infrastruktur 
gesichert wird. Dafür reicht aber eine 
Forschungspolitik, die -  wie in der 
Vergangenheit -  darauf reduziert ist, 
Geld auszugeben, nicht aus. Dafür 
muß man sich um die Rahmenbedin
gungen kümmern und eine wesent-
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lieh intelligentere Infrastruktur als 
den vielgepriesenen Kurzschluß
transfer schaffen.

Die Symbiose von zu Protektio
nismus neigender Politik und Sub
ventionsbewirtschaftern stellt also 
kaum eine Chance dar, kompetent 
ins 21. Jahrhundert zu kommen, son
dern vor allem ein Risiko für gewal
tige Fehlallokationen5. Sicher kann 
man, um die Zurechenbarkeit des Ri
sikos nicht zu groß werden zu las
sen, Abstimmung betreiben, große 
Unternehmen oder ganze Branchen 
ins Bündnis der Technologiepolitik 
einbeziehen und/oder in weiteren 
Gesprächskreisen oder Delphi-Pro
gnosen möglichst viel Sachkompe- 
tenz aktivieren, doch sollte man da
bei tunlichst beachten, daß bei allen 
Delphi-Prognosen der Vergangen
heit mehr als 50% der Ergebnisse 
falsch waren. Der wohlgemeinte Ak
tivismus verwischt die Verantwor
tung für eine verführerische Art von 
Politik, die eine kurzfristige Kontrolle 
ausschließt und weite Teile der Wirt
schaft zur Unterlassung erzieht, 
denn warum soll dann der Unterneh
mer noch innovieren, wenn der Staat 
jeweils in die Bresche springt?

Die Überzeugung von der Not
wendigkeit und wohlmeinender Akti
vismus reichen zur Begründung die
ser Mittel- und Verantwortungsum
verteilungsmaschinerie nicht aus. Zu 
respektieren ist zwar die gute Ab
sicht, die hinter all dem steckt, doch 
reflektiert an der Kann-Frage zeigt 
sich, daß weniger Technologiepolitik 
mehr wäre. Die Alternative zu die
sem Aktivismus kann also nicht 
„keine Technologiepolitik“ sein, 
denn keine ist auch eine, und Tech
nologiepolitik hat es, wenn auch un
ter anderem Namen, immer gege
ben, sei es als Rüstungsforschung, 
Mondlandeunternehmen oder als 
Beschaffungspolitik der öffentlichen 
Hand.

5 Vgl. E. S t a u d t :  Mißverständnisse
über das Innovieren, in: Die Betriebswirt
schaft, 43. Jg. (1989), S. 341-356.

Weniger Technologiepolitik heißt 
deshalb vor allem: weniger dilettanti
scher Förderungsaktivismus der ver
selbständigten Szenerie und weni
ger Strohfeuer für Politiker und weni
ger Subventionsangebote, die dann 
zu bewirtschaften sind. Um die 
„Scheinrationalität“ des aufge
klärten Absolutisten aufzudecken, 
ist zu hinterfragen:

□  welche Alternativen möglich wä
ren,

□  welche Folgen und Nebenwir
kungen diese Technologiepolitik hat,

□  welche offenen und verdeckten 
Kriterien, Wertungen und Progno
sen, Zukunftserwartungen und Ge
staltungsabsichten hier eingehen,

□  ob die Kompetenzillusion (auch 
oft verstärkt durch Wissenschaftler, 
Gutacher, Praktiker, Gesprächs
kreise) wirklich trägt,

□  ob die Rahmenbedingungen für 
Innovationen und den Marktzugang 
in allen Regionen stimmen und

□  ob in der Bereinigungskrise der 
deutschen Wirtschaft wirklich Raum 
für Innovationen entsteht oder jene 
technologiepolitischen Allianzen 
nicht doch nur das Pendant zur auf 
Besitzstandswahrung erpichten Ar
beitnehmerpolitik sind.

Nicht die Großorganisationen und 
Allianzen schaffen Innovationen, 
sondern die Newcomer, die kleinen 
und mittleren Betriebe, aber auch die 
verdeckten Entwicklungspotentiale 
in Großbetrieben helfen im Struktur
wandel. Die Schrumpfung der einen 
ist Voraussetzung für das Wachstum 
der anderen. Es gibt keinen Konsens 
zwischen diesen beiden Seiten!

„Versuche und Irrtümer“ 
notwendig

Das gut planende Unternehmen 
mit seinem Hang zur Risikovermei
dung hat angesichts der hohen Kom
plexität der Innovationsbarrieren in 
seinem angestammten Nischenbe

reich zwar hohe Durchsetzungser
folge. Der Preis für diesen Erfolg be
steht jedoch einerseits in einem er
heblichen Innovationsverzicht, weil 
riskante Versuchs- und Irrtumspro
zesse vermieden werden, und ande
rerseits in erhöhtem Wettbewerbs
druck, weil nur solche Innovations
prozesse angegangen werden, die 
aufgrund der Homogenität „rationa
ler“ bzw. „geplanter“ Innovationsvor
gänge sehr viele ähnliche Betriebe 
auf gleiche Betätigungsfelder führen 
und eine Art Lemminge-Effekt zur 
Folge haben. Dieser Widerspruch 
von „richtiger“ Innovation und 
„große“ bzw. viele Unternehmen ist 
das eigentlich interessante innovato
rische Problem, das eben nicht im 
Konsens auflösbar ist.

I n Strukturbrüchen wirken nicht die 
großen Strategen und die intelligen
ten Planungsstäbe, sondern der sich 
sehr geschickt durchwurstelnde Un
ternehmer, der den Hindernislauf 
über die zahlreichen einzelnen Inno
vationsbarrieren erfolgreich bewälti
gen kann. Doch der ist in jenen Ent
scheidungsgremien der Großorgani
sationen und in Konsenskreisen der 
Politiker nicht vertreten. Die Domi
nanz der „klugen“ Altstrukturvertreter 
führt dann zu Programmen zur Auffül
lung der Versäumnisse von gestern, 
aber kaum zu echten Innovationen.

Hier wirken eher die Stärken von 
schlecht planenden Klein- und Mittel
unternehmen, aber auch Existenz
gründern und Außenseitern in Groß
organisationen, die in ihrer Summe 
weit mehr „Versuche und Irrtümer“ 
produzieren, als Großbetriebe oder 
staatlich-dirigistische Lösungsfor
men zulassen würden. Sie forcieren 
damit entsprechende Anpassungs
prozesse. Dadurch werden Routinen, 
d.h. ausgetretene und wissenschaft
lich scheinbar abgesicherte Pfade 
verlassen. Sie betreten oft „planlos“ 
Neuland, das bei extremer Risikover
meidungsstrategie großer Apparate 
gar nicht mehr entdeckt werden kann.
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Dietmar Keller, Christoph Kreienbaum

Neue technologiepolitische Rezepte sind gefragt

A llerorts macht das Wort von der 
Innovationsschwäche der deut

schen Wirtschaft die Runde. Ein 
sinkendes Engagement in der For
schung und Entwicklung (FuE) 
ebenso wie der defizitäre Handel mit 
den USA und Japan im Bereich der 
technologieintensiven Güter nähren 
die Befürchtung, Deutschland werde 
im Technologiewettlauf hinter wich
tige Konkurrenzländer zurückfallen. 
Hierdurch ständen dem Standort 
Deutschland mittel- bis langfristig 
Realeinkommenseinbußen ins 
Haus, weil die Präsenz einer human
kapital- und technologieintensiven 
Produktion eine notwendige Voraus
setzung dafür sei, daß an einem 
hochentwickelten Industriestandort 
wie der Bundesrepublik auch in Zu
kunft hohe Realeinkommen erzielt 
werden können.

Zur Begründung einer Innova
tionsschwäche der deutschen Wirt
schaft werden häufig Indikatoren 
herangezogen, an deren Aussage
fähigkeit Zweifel angemeldet werden 
müssen: Zwar ist auf der gesamtwirt
schaftlichen Ebene -  im Gegensatz 
z.B. zu Japan-in den letzten Jahren 
ein Rückgang der FuE-lntensität 
(FuE-Gesamtaufwendungen/BIP) zu 
beobachten. Dabei ist aber zu be
rücksichtigen, daß der Zugewinn an 
FuE-Kapazitäten durch die deutsche 
Vereinigung offensichtlich deutlich 
unter dem vereinigungsbedingten 
BIP-Zuwachs lag und der Aufbau von 
FuE-Kapazitäten in Ostdeutschland 
wohl noch hinter dem Produktions
anstieg zurückbleibt.

Eine fehlende FuE-Dynamik der 
westdeutschen Wirtschaft kann an
hand der vorliegenden Daten1 nicht

begründet werden: Zum einen sind 
die FuE-Aufwendungen der Wirt
schaft weiter gestiegen, von 1990 bis 
1991 sogar stärker als am Ende der 
achtziger Jahre; zum anderen ist der 
Anteil der privaten Finanzierung der 
Forschung und Entwicklung im Wirt
schaftssektor konstant geblieben. 
Rückläufig ist lediglich der Anteil der 
Wirtschaft am gesamtwirtschaftli
chen FuE-Budget. Dies dürfte auf ein 
stärkeres staatliches Engagement in 
den traditionellen Betätigungsfel
dern der öffentlichen Hand wie Hoch
schulen und sonstigen öffentlichen 
Forschungseinrichtungen in Ost
deutschland zurückzuführen sein. 
Darüber hinaus stellen FuE-Aufwen- 
dungen lediglich eine Inputgröße für 
Innovationen dar und sagen nichts 
über Effizienz und Output der For
schung sowie über Neuentwicklun
gen im nicht-technologischen Be
reich aus.

Der Standort Deutschland weist 
schon seit längerer Zeit Defizite im 
Bereich der Spitzentechnologie auf, 
wie insbesondere an den negativen 
Handelssalden gegenüber Japan 
und den USA abzulesen ist. Zu
nächst ist aber darauf hinzuweisen, 
daß dies nicht zwangsläufig zu Real
einkommenseinbußen in der Zukunft 
führen muß. Für eine positive Ein
kommensentwicklung sind in erster 
Linie humankapitalintensive Berei
che gefragt, in denen der Faktor 
Arbeit hohe Produktivitäten erzielt. 
Ob diese mit den technologieinten
siven Bereichen identisch sind, kann 
nicht pauschal beantwortet werden:

1 Zu der Entwicklung der FuE-Aufwendungen 
vgl. Bundesministerium für Forschung und 
Technologie : Bundesbericht Forschung 1993,
S. 547 ff.

Im Verarbeitenden Gewerbe korre
lieren humankapital- und technolo
gieintensive Branchen jedenfalls nur 
schwach.

Ist aufgrund der negativen Han
delssalden im Bereich der Spitzen
technologie eine Innovationsschwä
che der deutschen Wirtschaft zu ver
muten oder zumindest für die Zu
kunft zu erwarten, stellt sich die 
Frage nach der Rolle des Staates im 
Innovationsprozeß. Kann eine Aus
weitung der Technologiepolitik -  wie 
sie beispielsweise vom Bundesver
band der deutschen Industrie oder 
vom Ifo gefordert w ird - mit ihrem tra
ditionellen Instrument der öffentli
chen FuE-Finanzierung die Innova
tionsfähigkeit der deutschen Wirt
schaft sichern?

Staatliche Interventionen können, 
da die Schaffung, Ausweitung und 
Nutzung neuen Wissens grundsätz
lich eine Aufgabe der Märkte ist, nur 
dann gerechtfertigt werden, wenn 
ein Marktversagen vorliegt, d.h. der 
Markt nur auf suboptimalem Niveau 
Innovationen generiert. Ein Markt
versagen im Innovationsbereich 
kann dabei auf die Existenz positiver 
externer Effekte von FuE-Anstren- 
gungen zurückgeführt werden.

Externe Effekte, die nicht interna- 
lisiert werden können, verhindern die 
private Aneignung gesellschaftlicher 
Forschungserträge und bewirken, 
daß die private FuE-Rendite niedri
ger als die gesellschaftliche ist und 
die Forschung deshalb auf einem ge
samtwirtschaftlich zu niedrigen Ni
veau stattfindet. Externalitäten in der 
Forschung und Entwicklung entste
hen insbesondere aufgrund von 
Komplementaritäten, d.h., Erkennt
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nisfortschritte fördern die Schöpfung 
neuen Wissens in anderen Berei
chen, ohne daß der „ausstrahlende“ 
Bereich sich die Erträge des neuen 
Wissens vollständig aneignen 
kann. Externe Effekte als Rechtferti
gung von FuE-Fördermaßnahmen 
durch den Staat treten im Bereich 
Forschung und Entwicklung jedoch 
nur dann auf, wenn marktliche Instru
mente wie z.B. Patente keine voll
ständige Aneignung der Forschungs
erträge ermöglichen.

Selektive Technologiepolitik?

Die öffentliche Kompensation ei
nes Teils der Forschungsanstren
gungen durch den Staat ist folglich 
notwendig, um die privaten FuE-Ak- 
tivitäten trotz vorliegender Externali- 
täten auf ein gesamtwirtschaftlich er
wünschtes Niveau anzuheben. Dar
aus wird häufig die Schlußfolgerung 
gezogen, die öffentlichen Fördermit
tel sollten auf die Bereiche konzen
triert werden, von denen vermutet 
wird, daß sie in einem besonders 
starken Ausmaß externe Effekte auf 
andere Bereiche ausstrahlen könn
ten. Da der Markt aufgrund der ge
rade in diesen Bereichen vermuteten 
hohen Externalitäten suboptimale 
Ergebnisse hervorbringe, treten die 
Befürworter einer selektiven Tech
nologiepolitik für staatliche Interven
tionen in Form von gezielten FuE- 
Fördermaßnahmen ein. In der Dis
kussion um die richtige Technologie
politik taucht deshalb immer wieder 
die Forderung nach einer gezielten 
Förderung von Schlüsseltechnolo
gien auf.

Gerade in den Schlüsseltechnolo
gien wird aufgrund ihres breiten An
wendungsspektrums in der gesam
ten Wirtschaft ein hohes Potential an 
externen Effekten vermutet. Wenn 
eine Volkswirtschaft eine solche 
Schlüsseltechnologie nicht beherr
sche und folglich auf positive externe 
Effekte in der Anwenderindustrie 
verzichte, bestehe die Gefahr, daß

hierunter langfristig auch die Wett
bewerbsfähigkeit der heimischen 
Anwenderindustrien leide, da diese 
von der zukünftigen technologischen 
Entwicklung abgekoppelt würden.

Eine auf die Förderung von 
Schlüsselbereichen ausgerichtete 
selektive Technologiepolitik müßte 
jedoch den Nachweis erbringen, daß 
staatliche FuE-Aufwendungen in 
den geförderten Bereichen beson
ders hohe externe Effekte erzeugen. 
Da aber eine Quantifizierung exter
ner Effekte -  gerade auch bei zu
künftig zu erwartenden Externalitä
ten -  nicht möglich ist, kann eine 
Identifizierung sogenannter Schlüs
selbereiche nicht gelingen. Weil der 
Staat nicht über die für eine selektive 
Technologiepolitik notwendigen In
formationen verfügt, ist auch keines
falls sichergestellt, daß gerade die 
Bereiche gefördert werden, die für 
den Technologiewettlauf in der Zu
kunft besonders wichtig sind; es be
steht vielmehr die Gefahr, daß auf
grund staatlicher Prioritätensetzung 
die Forschungsaktivitäten in eine fal
sche Richtung gelenkt werden.

Als Beispiel hierfür sei nur an die 
Erfahrungen im Zusammenhang mit 
dem EUREKA-Projekt JESSI erin
nert: Der ursprüngliche Plan, eine 
unabhängige europäische Speicher- 
chip-lndustrie aufzubauen, wurde 
durch den Ausstieg von Philips und 
Siemens aus dem Projekt hinfällig. 
Offensichtlich erachteten diese Un
ternehmen das von öffentlicher Seite 
initiierte Forschungsprojekt als we
nig erfolgversprechend.

Ferner kann bei der Auswahl et
waiger Förderschwerpunkte nicht 
ausgeschlossen werden, daß gerade 
solche Projekte gefördert werden, 
die zwar einen hohen Prestigewert 
für Politiker besitzen, aber nur in 
einem eher geringen Umfang ex
terne Effekte erzeugen. Diese Ge
fahr ist insbesondere deshalb so 
hoch, weil die Sanktionsmechanis

men bei Fehleinschätzungen im poli
tischen Raum wohl schwächer aus
geprägt sein dürften als im marktli
chen Bereich, wo Fehlentscheidun
gen sich direkt auf den Unterneh
menserfolg auswirken.

Gegen eine vorausschauende 
Technologiepolitik auf Branchen
ebene sprechen auch empirische 
Beobachtungen2. So ging in den 
achtziger Jahren der Anteil der öf
fentlichen FuE-Aufwendungen in 
den Wachstumsbranchen zurück. 
Hieraus folgt, daß -  trotz der immer 
wieder erhobenen Forderung, be
sonders die Produktion in Wachs
tumsbranchen durch staatliche Mit
tel zu unterstützen -  nicht auszu
schließen ist, daß auch in diesem 
Subventionsbereich eher die Ab
federung von Schrumpfungsprozes
sen im Vordergrund steht. Eine mög
liche Erklärung hierfür bietet der 
Umstand, daß Lobbyinteressen in 
den traditionellen Branchen besser 
organisiert sind und ihr Einfluß damit 
stärker ist als der der Wachstums
branchen.

Selektion durch den Markt

Die vorgebrachten Argumente ge
gen eine selektive Technologiepoli
tik sprechen folglich für eine aus
schließlich allgemeine öffentliche 
Förderung von Innovationsanstren
gungen. Der Verzicht auf eine staatli
che Selektion von „erfolgverspre
chenden“ Forschungsgebieten im
pliziert aber nicht einen fehlenden 
wirtschaftlichen Selektionsmecha
nismus. Wendet der Staat -  unab
hängig von der Forschungsrichtung 
-  identische Fördersätze an, kommt 
es automatisch zu einer Differenzie
rung der Forschungsförderung, da 
die Bereiche, in denen viel geforscht 
wird, auch besonders stark gefördert 
werden. Bei dieser Art der nicht
selektiven Technologiepolitik würde

2 Vgl. M. K r a k o w s k i  u. a.: Die deut
sche Wirtschaft im Anpassungsschock. Struk
turbericht 1991, Hamburg 1992.
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sich der Staat von der plausiblen 
Überlegung leiten lassen, daß ge
rade in den Bereichen, in denen hohe 
private FuE-Aufwendungen zu beob
achten sind, auch hohe absolute Ex- 
ternalitäten auttreten.

Eine Erhöhung der allgemeinen 
öffentlichen FuE-Aufwendungen in 
Deutschland könnte aus ökonomi
scher Sicht nur mit einem Ansteigen 
der potentiell erzeugbaren externen 
Effekte im Inland begründet werden. 
Für eine solche Entwicklung könnte 
insbesondere die zunehmende Be
deutung von Basistechnologien 
sprechen. Hierbei ist aber zu berück
sichtigen, daß der Zusammenhang 
zwischen FuE-Niveau und Qualität 
des Standorts Deutschland für die 
Produktion technologieintensiver 
Güter nicht eindeutig ist und in Zu
kunft noch schwächer werden dürfte. 
Hierfür sprechen mehrere Argu
mente:

□  Die Diskussion um die Innovati
onsschwäche der deutschen Wirt
schaft ist keine neue Erscheinung. 
Schon in den achtziger Jahren wurde 
-  trotz einer im internationalen Ver
gleich hohen FuE-lntensität -  eine 
Schwäche in der Spitzentechnologie 
beklagt.

□  Die in Zukunft weiter steigende 
Mobilität des Wissens aufgrund von 
Fortschritten in der Kommunikati- 
ons- und Informationstechnologie 
ermöglicht auch bei inländischer 
Forschung und Entwicklung eine 
technologieintensive Produktion im 
Ausland.

□  Die Standortqualität wird auch 
von nicht-technologischen Innova
tionen geprägt (z.B. organisatori
scher Art wie lean production, just- 
in-time, outsourcing etc.).

Aufgrund dieser Entwicklungen ist 
es in Zukunft noch zweifelhafter, ob 
eine Innovationsschwäche der deut
schen Wirtschaft durch eine Erhö
hung der allgemeinen öffentlichen

FuE-Mittel überwunden werden 
kann. Sowohl die Entwicklung in den 
achtziger Jahren als auch die Ergeb
nisse der neugeschaffenen Delphi- 
Umfrage des BMFT3 können als In
diz dafür genommen werden, daß die 
Innovationsschwäche weniger auf 
die mangelnde Schaffung neuen 
Wissens als vielmehr auf die man
gelnde Fähigkeit, Basisinnovationen 
in marktfähige Produkte umzuset
zen, zurückzuführen ist.

Nutzung externer Effekte

Für die Umsetzung in marktfähige 
Produkte wird aber gerade aufgrund 
der Marktnähe die unentgeltliche Er
zeugung externer Effekte wohl nicht 
das Haupthindernis darstellen. Des
halb sollte statt einer Ausweitung der 
staatlichen FuE-Förderung der 
Schaffung eines innovationsfreundli
chen Umfeldes Priorität eingeräumt 
werden. Neben der Verbesserung 
allgemeiner Standortfaktoren, ins
besondere in Ostdeutschland, sei an 
dieser Stelle nur auf zwei verbesse
rungswürdige Determinanten des 
Technologiestandortes Deutschland 
hingewiesen:

□  Abbau von Innovationshemmnis
sen. Hier sind sowohl innovations- 
behindernde Regulierungen in Ein
zelbereichen (Telekommunikation, 
Biotechnologie etc.) als auch die 
Verzögerung des erforderlichen 
Strukturwandels durch die staatli
chen Stützungsmaßnahmen in 
Schrumpfungsbranchen zu nennen. 
Letztere belasten Wachstumsbran
chen nicht nur über eine höhere 
Steuerbelastung, sondern schmä
lern im Bereich substitutiver Güter 
die FuE-Rendite dieser Sektoren, da 
diese bei einer subventionierten 
Konkurrenz niedriger ist als in einem 
wettbewerblichen Umfeld.

□  Stärkung des Wissenstransfers.

3 Vgl. Informationsdienst des Instituts der 
deutschen Wirtschaft, 19. Jg. (1993), Nr. 43, 
S. 4 f.

Mit Blick auf die Umsetzungserfolge 
von Basisinnovationen in Japan ist 
auch darauf hinzuweisen, daß dort 
der Anteil der privaten Finanzierung 
im Hochschulsektor wesentlich hö
her ist und damit die Hochschulfor
schung anwendungsorientierter sein 
dürfte als in der Bundesrepublik. Ein 
Indiz hierfür ist auch, daß in Japan -  
wie übrigens auch in den U SA-der 
Anteil der privaten und öffentlichen 
Grundlagenforschung Ende der 
achtziger Jahre mit 13% des gesamt
wirtschaftlichen FuE-Budgets deut
lich niedriger als in Deutschland 
(20%) war. Besteht in Deutschland 
ein gesellschaftlicher Konsens dar
über, daß sich der Staat nicht aus der 
Hochschullandschaft zurückziehen 
sollte, um die Grundlagenforschung 
nicht zu gefährden, ist unter Umstän
den eine Errichtung von Forschungs
kapazitäten angezeigt, die sich aber 
primär über Aufträge aus der priva
ten Wirtschaft finanzieren müssen. 
Auf diese Weise könnte eine deut
lichere Akzentuierung der anwen- 
dungsorientierteren Forschungsge
biete erreicht werden.

Fazit

Eine selektive Technologiepolitik 
mag sich im politischen Raum zwar 
einer größeren Popularität erfreuen; 
die vorgebrachten Argumente gegen 
diese Art der Forschungsförderung 
erfordern aber eine Änderung der 
Rahmenbedingungen des Bereichs 
Forschung und Entwicklung. Dies gilt 
um so mehr, weil die eigentliche In
novationsschwäche der deutschen 
Wirtschaft eher in der unzureichen
den Umsetzung externer Effekte, un
abhängig davon, ob sie im Inland 
oder im Ausland erzeugt werden, als 
in der Schaffung neuen Wissens 
liegt. Die Schaffung eines innovati
onsfreundlichen Umfeldes ist daher 
besser als eine Erhöhung der öffent
lichen Forschungsförderung geeig
net, die Qualität des Standortes 
Deutschland im internationalen 
Technologiewettbewerb zu stärken.
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